Deutscher Bundestag 
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Drucksache 17/7503 


26 . 10 . 2011 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss) 


a) zu dem Antrag der Abgeordneten Eva Bulling-Schröter, Ralph Lenkert, Sabine 
Stüber, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

- Drucksache 17/7024 - 

zu dem Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Ordnungs- 
rahmens für den Bodenschutz und zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG 
(KOM(2006) 232 endg.; Ratsdok. 13388/06) 

hier: Stellungnahme des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 23 Absatz 3 
des Grundgesetzes i. V. m. § 9 Absatz 4 des Gesetzes über die 
Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag 
in Angelegenheiten der Europäischen Union 

Bodenschutz europaweit stärken 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Dorothea Steiner, Cornelia Behm, Ulrike 
Höfken, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 17/3855 - 

Blockade beim Bodenschutz aufgeben - EU Bodenschutzrahmenrichtlinien 
voranbringen 


A. Problem 

Zu Buchstabe a 

Mit dem Antrag auf Drucksache 17/7024 soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, im Rat der Europäischen Union ein eindeutiges politisches Zeichen für 
die Bereitschaft der Wiederaufnahme der Verhandlungen über die EU-Boden- 
schutzrahmenrichtlinie zu setzen. Auch soll sie die Festlegung von gesetzlichen 
Regelungen zum Bodenschutz auf EU-Ebene unterstützen. 
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ln den Verhandlungen soll sich die Bundesregierung u. a. insbesondere einset- 
zen für die 

— Verankerung der Verpflichtung zum Bodenschutz, 

— Aufnahme und Berücksichtigung der „Klimaschutzfunktion“ von Böden und 
deren Wert für den Erhalt der Biologischen Vielfalt, 

— Festsetzung von wissenschaftlich fundierten Qualitätszielen für einen guten 
ökologischen Zustand von Böden und die Festlegung von ambitionierten 
Fristen, um diese Ziele zu erreichen, 

— Festschreibung von konkreten Maßnahmen zur massiven Reduktion und 
Umkehr weiterer Bodenverdichtung, -Versiegelung und Erosion. 

Zu Buchstabe b 

Mit dem Antrag auf Drucksache 17/3855 soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, ihre Blockadehaltung bei der Schaffung eines umfassenden euro- 
päischen Bodenschutzrechts aufzugeben und sich innerhalb der Europäischen 
Union für eine sofortige Wiederaufnahme der Verhandlungen zur Bodenschutz- 
rahmenrichtlinie einzusetzen. Sie soll sich innerhalb weiterer Verhandlungen 
über eine EU-Bodenschutzrahmenrichtlinie dafür einsetzen, dass 

— der deutsche Standard im Bodenschutzrecht als Mindeststandard auch auf der 
Ebene der Europäischen Union eingeführt wird und 

— verbindliche Zielvorgaben und Bodenschutzstandards festgelegt werden. 


B. Lösung 

Zu Buchstabe a 

Ablehnung des Antrags auf Drueksaehe 17/7024 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Zu Buchstabe b 

Ablehnung des Antrags auf Drueksaehe 17/3855 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Antrag auf Drucksache 17/7024 abzulehnen, 

b) den Antrag auf Drucksache 17/3855 abzulehnen. 

Berlin, den 19. Oktober 2011 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Eva Bulling-Schröter Ulrich Petzold Ute Vogt 

Vorsitzende und Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatterin 


Judith Skudelny 

B erichterstatterin 


Dorothea Steiner 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Ulrich Petzold, Ute Vogt, Eva Bulling-Schröter, Judith 
Skudelny und Dorothea Steiner 


I. Überweisung 

Zu Buchstabe a 

Der Antrag auf Drucksache 17/7024 wurde in der 127. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 22. September 2011 
zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und zur Mitberatung an 
den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz überwiesen. 

Zu Buchstabe b 

Der Antrag auf Drucksache 17/3855 wurde in der 78. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 2010 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuss für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit und zur Mitberatung an den 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz überwiesen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

Zu Buchstabe a 

Mit dem Antrag auf Drucksache 17/7024 soll die Bundes- 
regierung aufgefordert werden, im Rat der Europäischen 
Union ein eindeutiges politisches Zeichen für die Bereit- 
schaft der Wiederaufnahme der Verhandlungen über die EU- 
Bodenschutzrahmenrichtlinie zu setzen. Auch soll sie die 
Festlegung von gesetzlichen Regelungen zum Bodenschutz 
aufEU-Ebene unterstützen. 

ln den Verhandlungen soll sich die Bundesregierung u. a. 
insbesondere einsetzen für die 

- Verankerung der Verpflichtung zum Bodenschutz, 

- Aufnahme und Berücksichtigung der „Klimaschutzfunk- 
tion“ von Böden und deren Wert für den Erhalt der Bio- 
logischen Vielfalt, 

- Festsetzung von wissenschaftlich fundierten Qualitäts- 
zielen für einen guten ökologischen Zustand von Böden 
und die Festlegung von ambitionierten Fristen, um diese 
Ziele zu erreichen, 

- Festschreibung von konkreten Maßnahmen zur massiven 
Reduktion und Umkehr weiterer Bodenverdichtung, -Ver- 
siegelung und Erosion. 

Zu Buchstabe b 

Mit dem Antrag auf Drucksache 17/3855 soll die Bundes- 
regierung aufgefordert werden, ihre Blockadehaltung bei der 
Schaffung eines umfassenden europäischen Bodenschutz- 
rechts aufzugeben und sich innerhalb der Europäischen 
Union für eine sofortige Wiederaufnahme der Verhandlun- 
gen zur Bodenschutzrahmenrichtlinie einzusetzen. Sie soll 
sich innerhalb weiterer Verhandlungen über eine EU-Boden- 
schutzrahmenrichtlinie dafür einsetzen, dass 


- der deutsche Standard im Bodenschutzrecht als Mindest- 
standard auch auf der Ebene der Europäischen Union ein- 
geführt wird und 

- verbindliche Zielvorgaben und Bodenschutzstandards 
festgelegt werden. 

III. Stellungnahmen des mitberatenden Aussehusses 

Zu Buchstabe a 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft nnd Ver- 
braucherschutz hat mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN emp- 
fohlen, den Antrag auf Drucksache 17/7024 abzulehnen. 

Zu Buchstabe b 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft nnd Ver- 
braucherschutz hat mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN emp- 
fohlen, den Antrag auf Drucksache 17/3855 abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Aussehuss 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat die Anträge auf Drucksachen 17/7024 und 17/3855 
in seiner 54. Sitzung am 19. Oktober 2011 abschließend be- 
raten. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte, dass die Bundesrepu- 
blik Deutschland sich im Bereich Bodenschutz bereits an 
verschiedenen Stellen eingebracht habe. Zum Beispiel bei 
der Norm zur Charakterisierung von Schlämmen, der Norm 
zur Bodenverbesserung und zu Kultursubstraten, der Norm 
zur Charakterisierung von Abfällen und der Norm zur Bo- 
denqualität. Insgesamt 19 EU-Richtlinien würden sich mit 
dem Bodenschutz befassen. Diesbezüglich habe sich die 
Bundesregierung immer wieder eingebracht. Zur Boden- 
schutzrahmenrichtlinie gebe es inzwischen mehrere Ent- 
würfe, einen portugiesischen, einen französischen und seit 
vergangener Woche eine deutsche Fassung des Common 
Forums, die sich grundlegend von den bisherigen Entwürfen 
unterscheide. Man sei im Augenblick dabei, diesen Entwurf 
zu prüfen und zu schauen, an welcher Stelle er luit der deut- 
schen Gesetzgebung übereinstimme. Es sei also nicht so, 
dass sich die Bundesregierung in dieser Diskussion nicht 
eingebracht hätte. Nur sei man noch nicht am Ziel. Wenn ein 
konsensfähiger Vorschlag vorliege, werde er nicht an 
Deutschland scheitern. 

Die Fraktion der SPD erklärte, es sei absolut unbegreiflich, 
warum die Bundesregierung so lange blockiere, angesichts 
der Tatsache, dass die Bundesrepublik Deutschland ein gutes 
Bodenrecht habe. Teilweise würden andere Länder innerhalb 
der EU über keine Regelung zum Schutz des Bodens verfü- 
gen. Deshalb sei es nicht in erster Linie ausschlaggebend, 
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welche Regelung mit deutschem Recht kompatibel sei, son- 
dern dass man endlich zu einer grundlegenden Regelung 
komme. Es sei nicht nachzuvollziehen, aus welchen Grün- 
den die Bundesregierung in den letzten Jahren immer wieder 
ihre Blockadehaltung erneuert habe. Innerhalb der Umwelt- 
politiker sei es unstrittig, dass die Bodenschutzrahmenricht- 
linie überfällig sei. Insofern wäre es vernünftig, wenn es ge- 
länge, der Bundesregierung deutlich zu signalisieren, dass 
man ein Vorantreiben der Richtlinie erwarte. 

Die Fraktion der FDP erklärte, ergänzend zu den Äußerun- 
gen der Fraktion der CDU/CSU sei daran zu erinnern, dass 
es ein Gutachten aus dem Jahr 2009 gebe, welches bei einer 
Umsetzung des Entwurfs der Bodenschutzrahmenrichtlinie 
von zusätzlichen Kosten in Höhe von 320 Mio. Euro für 
Deutschland ausgehe. Auf die Kommunen entfielen danach 
270 Mio. Euro, ohne dass der Bodenschutz inhaltlich in 
Deutschland verbessert werden würde. Außerdem seien die 
hohen deutschen Standards nicht nur mit Bürokratiekosten, 
sondern auch mit Umsetzungskosten verbunden. Staaten wie 
Griechenland, Portugal, Irland, Spanien, Frankreich oder Ita- 
lien hätten zurzeit wahrscheinlich andere Sorgen als eine eu- 
ropäische Regelung ihres Bodenschutzes. Es sei richtig, 
wenn die Bundesrepublik Deutschland mit gutem Beispiel 
vorangehe. Dabei dürfe man aber den anderen Staaten nicht 
einfach die deutschen Standards überstülpen. Anstatt eine 
Richtlinie voranzutreiben, die andere Länder in dieser Form 
nicht mittragen würden, wäre eine ehrliche europäische 
Politik wichtig. Dieser Weg sei vielleicht etwas langsamer, 
aber dafür durchschlagender. 

Die Fraktion DIE LINKE, erklärte, gefordert sei ein politi- 
sches Zeichen der Bundesregierung, um die Wiederaufnah- 
me der Verhandlungen zur EU-Bodenschutzrahmenrichtlinie 
zu unterstützen. Aus diesem Grund habe man den vorliegen- 
den Antrag gestellt. In der Bundesrepublik Deutschland wür- 
de jeden Tag eine Fläche in der Größe von 130 Fußballfel- 
dem versiegelt werden. Man habe dieses Thema bereits im 
Zusammenhang mit der Nachhaltigkeitsstrategie diskutiert. 
Seither habe sich nicht viel geändert. Unterschiedliche Lö- 
sungsvorschläge seien in den vergangenen Legislaturperio- 
den im Umweltausschuss diskutiert worden. Jetzt müsse 
dringend gehandelt werden. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land gebe es gute Bodenschutzgesetze, die auch auf EU-Ebe- 
ne Maßstäbe setzen könnten. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, man 
habe den vorliegenden Antrag bereits im vergangenen 


Herbst eingebracht und am 2. Dezember 2010 in erster Le- 
sung im Plenum des Deutschen Bundestages beraten. Seit 
1970 gebe es Bemühungen, die Gesetzgebung im Bereich 
Boden zu vereinheitlichen. Für andere Umweltmedien wie 
Wasser und Luft existierten bereits EU-Rahmenrichtlinien 
zur Vereinheitlichung der EU-Gesetzgebung. Für den Boden 
sei dies dringend erforderlich. 2006 sei ein entsprechender 
Richtlinienentwurf nahezu fertiggestellt worden. Dieser sei 
durch eine deutsch-französische Initiative der Bundeskanz- 
lerin Dr. Angela Merkel und des Staatspräsidenten Nicolas 
Sarkozy gestoppt und von der Agenda genommen worden. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfüge über eine Boden- 
schutzgesetzgebung auf sehr hohem Niveau. Sie sei zu- 
kunftsweisend. Von daher sei es unverständlich, dass man 
diese nicht auf die anderen EU-Länder übertragen wolle. Bo- 
denschutz bedeute auch Klimaschutz. Es gehe nicht nur um 
den Flächenverbrauch, sondern auch um die Belastungen des 
Bodens, bei der sowohl die Landwirtschaft als auch die In- 
dustrie eine Rolle spielten. Das hohe deutsche Niveau beim 
Bodenschutz würde im Zusammenhang mit dem niedrigen 
Niveau in anderen Ländern den Wettbewerbsbedingungen 
der deutschen Industrie schaden. Deshalb bestehe ebenso 
von Seiten der deutschen Industrie ein hohes Interesse daran, 
dass man endlich zu einheitlichen Regelungen komme. Auch 
EU-Umweltkommissar Janez Potonik habe erklärt, man 
brauche eine Bodenschutzrahmenrichtlinie. Insbesondere 
für die Beitrittsländer, die jetzt ihre Bodenschutzgesetzge- 
bung in Angriff nehmen und auf ein europäisch vertretbares 
Niveau bringen müssten. Dies unterstütze man. Es sei wich- 
tig, dass sich die Bundesregierung jetzt öffentlich für eine 
Bodenschutzrahmenrichtlinie einsetze und effektiv zu ihrem 
Gelingen beitrage. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dem 
Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag auf Druck- 
sache 17/7024 abzulehnen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen SPD, 
DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dem Deut- 
schen Bundestag zu empfehlen, den Antrag auf Drucksache 
17/3855 abzulehnen. 


Berlin, den 19. Oktober 2011 

Ulrich Petzold Ute Vogt Eva Bulling-Schröter Judith Skudelny Dorothea Steiner 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatterin 
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